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EU-Konsultation zur Novelle staatlicher Beihilfen  
im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 

 
Mit 15. Oktober 2013 hat die Europäische Kommission eine EU-weite Konsultation lanciert, mit der sie die Interessenlage der lokalen und regionalen Gebietskörper-
schaften, von Verbänden, Institutionen und InteressenträgerInnen sowie von interessierten BürgerInnen zu ihrem Entwurf für eine Verordnung über die Vereinbarkeit 
bestimmter Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem EU-Binnenmarkt einholt. 
Hintergrund der Konsultation sind die Bestrebungen der Europäischen Kommission um eine umfassende Reform des EU-Beihilfenrechts, mit der das EU-Beihilfewesen 
wesentlich gestrafft werden soll. Im EU-Beihilfenrecht ist im Sinne des gemeinsamen Binnenmarktes EU-weit einheitlich geregelt, in welchen Bereichen staatliche 
Beihilfen zulässig sind; geregelt werden ua. auch zulässige Beihilfenhöhen. 
 
Die aktuelle Konsultation will Ansichten der betroffenen Parteien über den ersten Entwurf der Europäischen Kommission für eine Gruppenfreistellungsverordnung 
einholen, die die Bedingungen für die Gewährung staatlicher Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten regeln soll. 
 
Der Entwurf enthält vor allem folgende Neuerungen: 

• Ausweitung des Geltungsbereichs – Ziel ist der Abbau von Verwaltungsaufwand; 
• Vereinfachung und Klarstellung der mit Schutzklauseln versehenen Vorschriften („rules combined with safeguards“); 
• bessere Ausrichtung an den ab 2014 greifenden EU-Maßnahmen; 
• bessere Ausrichtung an den horizontalen Vorschriften (allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung). 
 

Die Einreichfrist endet am 19. November 2013 . 
 

Direktlink zum Verordnungsentwurf: 
http://ec.europa.eu/agriculture/stateaid/policy/consultation-aber/draft-aber_de.pdf 

Weiterführende Informationen zum Konsultationsverfahren (nur auf Englisch verfügbar): 
http://ec.europa.eu/agriculture/stateaid/policy/consultation-aber/index_en.htm 

 
Kontakt für Rückfragen: agri-state-aids@ec.europa.eu 
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